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»Bek�mpfung« der Geldw�sche:
Viel Schatten, wenig Licht

Mit dem Referentenentwurf (RefE) des Gesetzes »zur Verbesserung der strafrechtlichen
Bek�mpfung der Geldw�sche« vom 11.08.2020 stellt das Bundesministerium der Justiz
und f�r Verbraucherschutz (BMJV) eine tiefgreifende �nderung des Geldw�schetatbe-
stands vor. Ob es sich bei der geplanten Novelle tats�chlich um den großen Wurf handelt,
der die Effizienz des zur Verf�gung stehenden rechtlichen Instrumentariums potenziert,
darf bezweifelt werden.

Zwar ist begr�ßenswert, dass der RefE die ersatzlose Streichung von § 261 Abs. 5 StGB, der
bislang die leichtfertige Geldw�sche sanktioniert hat, vorsieht und stattdessen in Zukunft
f�r jedwede Strafbarkeit zumindest dolus eventualis in Bezug auf Vortat und Geldw�sche-
handlung n�tig ist. Nichts anderes gilt f�r die �berf�llige explizite Aufnahme des von
BVerfGE 110, 226 = StV 2004, 254 vorgegebenen Strafverteidigerprivilegs und die Abkehr
von der erh�hten Mindeststrafe von drei Monaten f�r den Grundtatbestand.

Diese positiven Aspekte erscheinen jedoch teuer erkauft, wenn man in den Blick nimmt,
dass der neugefasste Tatbestand dem sog. all crimes approach folgt und in Abkehr vom
bisherigen Vortatenkatalog (dieser bleibt lediglich zur Begrenzung der strafprozessualen
Eingriffsrechte erhalten) jegliche Straftat als taugliche Vortat f�r eine Geldw�sche ausrei-
chen l�sst. Mit der urspr�nglichen Ausrichtung des Geldw�schetatbestandes, eingef�hrt
durch das OrgKG aus dem Jahre 1992, n�mlich der Bek�mpfung von Straftaten der
Schwerstkriminalit�t, namentlich dem Dreiklang aus internationalem Drogenhandel, sons-
tiger organisierter Kriminalit�t und Terrorismusfinanzierung, hat dies nichts mehr zu tun.
Die �bererf�llung der Vorgaben der 6. EU-Geldw�scherichtlinie – EU 2018/1673 – f�hrt zu
einer Entgrenzung des Tatbestandes. Das Parlament sollte sich die Frage stellen, ob es
wirklich ein kriminalpolitisches Bed�rfnis f�r die Verfolgung von an Bagatellkriminalit�t
aller Art ankn�pfender Geldw�schehandlungen gibt und ob die ohnehin stark belasteten
Gerichte und Staatsanwaltschaften hier nicht Opfer einer weiteren Ressourcenfehlalloka-
tion werden. Dies insbesondere deshalb, weil zahlreiche Folgeprobleme eines zum Univer-
salauffangtatbestand werdenden § 261 StGB mit den gegenw�rtigen rechtlichen Instru-
menten kaum l�sbar sein werden. Zu denken ist hier an das ungl�ckliche Zusammentreffen
der nach der Reform des Rechts zur Verm�gensabsch�pfung erforderlichen zwingenden
Einziehung von Tatertr�gen, die auch durch ein großz�giges Gebrauchmachen von den
§§ 153 ff. StPO nicht vermieden werden kann. F�r die forensische Praxis bedarf es drin-
gend einer Bagatellklausel; lediglich f�r die selbstst�ndige Einziehung sieht der RefE eine
Einschr�nkung auf Verbrechenstatbest�nde oder gewerbs-respektive bandenm�ßige Be-
gehung der Vortat vor.

Auch unter einem zweiten Gesichtspunkt ist der Glaube, dass allein durch die Ausweitung
der Vortaten eine gesteigerte Verfolgungseffizienz eintreten werde, naiv. Haupts�ule der
Verfolgung von Geldw�schestraftaten ist das reibungslose Zusammenwirken der Verpflich-
teten nach dem Geldw�schegesetz, insbesondere der Finanzinstitute, mit den Strafverfol-
gern. Die Umsetzung des RefE wird dazu f�hren, dass aus dem Kreis der Verpflichteten des
GwG eine Flut von Verdachtsmeldungen zu erstatten sein wird, die von vornherein abseh-
bar keinen anderen Effekt haben, als die ohnehin �berlasteten Mitarbeiter der FIU und die
Staatsanwaltschaften, zumindest quantitativ, zu �berfordern. Das auch verfassungsrecht-
lich bedenkliche Rechtsschutzdefizit im Zeitraum von Sofortmaßnahmen (Transaktions-
sperren) gem. § 40 Abs. 1 GWG wird sich vergr�ßern.

In der Summe hinterl�sst der Entwurf den schalen Nachgeschmack eines unter dem Druck
der am 3.12.2020 ablaufenden Umsetzungsfrist der Richtlinie lancierten Schnellschusses.
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